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733. Bundesgesetz: Änderung des Ausfuhrförderungsgesetzes 1981
(NR: GP XIX IA 400/A S. 54. BR: AB 5101 S. 605.)

734. Bundesgesetz: Fernmeldeinvestitionsgesetz-Novelle 1995
(NR: GP XIX IA 405/A S. 54. BR: AB 5102 S. 605.)

735. Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über die Rechtsstellung von Einrichtungen der
KSZE in Osterreich
(NR: GP XIX RV 234 AB 343 S. 52. BR: AB 5099 S. 605.)

733. Bundesgesetz, mit dem das Ausfuhrförderungsgesetz 1981 geändert wird
Der Nationalrat hat beschlossen:
Das Ausfuhrförderungsgesetz 1981, BGBl. Nr. 215/1981, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz

BGBl. Nr. 961/1993, wird wie folgt geändert:
J Der Titel des Gesetzes lautet:

„Bundesgesetz vom 8. April 1981 betreffend die Übernahme von Haftungen für Rechtsgeschäfte
und Rechte (Ausfuhrforderungsgesetz 1981), BGBl. Nr. 215/1981"

2. (Verfassungsbestimmung) § J Abs. l lautet:
„(1) Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, namens des Bundes Haftungen für die ord-

nungsgemäße Erfüllung von Rechtsgeschäften durch ausländische Vertragspartner sowie für den aufrech-
ten Bestand der Rechte von Exportunternehmen zu übernehmen, die direkt oder indirekt der Verbesse-
rung der Leistungsbilanz dienen; diesen Rechtsgeschäften und Rechten sind Projekte im Ausland gleich-
gestellt, deren Realisierung durch in- oder ausländische Unternehmen von österreichischem Interesse ist;
es sind dies insbesondere Projekte in den Bereichen Umweltschutz, Entsorgung und Infrastruktur;

I betreffend die Lieferung von Gütern einschließlich ihrer Herstellung sowie die Erbringung sonsti-
ger Leistungen;

2. betreffend die Finanzierung von Rechtsgeschäften gemäß Z l durch Gewährung von nichttitrier-
ten oder titrierten Krediten oder Darlehen oder den Erwerb von Forderungen aus Rechtsgeschäf-
ten gemäß Z l,

3. betreffend die Unversehrtheit von Gütern, die in Konsignationslager in das Ausland geliefert
werden, oder von Maschinen, die für die Herstellung von Gütern oder die Erbringung von Lei-
stungen im Ausland verwendet werden, sowie von Bardepots, Kautionen und anderen Vorlei-
stungen;

4. betreffend Garantie- und Versicherungsverträge, die die Erfüllung der Verpflichtungen des Ver-
tragspartners im Ausland gemäß Z l und 2 gewährleisten;

5. betreffend Beteiligungen oder beteiligungsähnliche Rechtsgeschäfte an Unternehmen mit Sitz im
Ausland."

3. (Verfassungsbestimmung) § 3 Abs. l lautet:
„(1) Der jeweils ausstehende Gesamtbetrag der gemäß §§ l und 2 übernommenen Haftungen darf

420 Milliarden Schilling nicht übersteigen."
4. § 3 Abs. 2 lautet:
„(2) Auf den Haftungsrahmen sind anzurechnen:
l die gedeckten Grundbeträge (Höchstbeträge abzüglich Selbstbehalt) aus Haftungen gemäß § l

Abs. l,
2. die Summe des gemeldeten Finanzierungsbedarfes und der bei Nichtmeldung als Finanzierungs-

bedarf geltenden Höchstbeträge aus Haftungen gemäß § 2."
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5. § 5 Abs. 2 lautet:
„(2) Zur Begutachtung unter gesamtwirtschaftlichen Aspekten und der Bedingungen der Haftungs-

verträge von Ansuchen um Haftungsübernahmen im Sinne der §§ l und 2, die im Einzelfall 10 Millionen
Schilling nicht übersteigen, wird ein Beirat beim Bundesministerium für Finanzen errichtet. Mitglieder
des Beirates sind:

1. Ein Vertreter des Bundesministeriums für Finanzen als Vorsitzender und je ein Vertreter des
Bundesministeriums für wirtschaftliche Angelegenheiten und des Bundesministeriums für öffent-
liche Wirtschaft und Verkehr;

2. ein Vertreter der Wirtschaftskammer Österreich;
3. ein Vertreter der Bundesarbeitskammer;
4. ein Vertreter der Oesterreichischen Kontrollbank Aktiengesellschaft ohne Stimmrecht."
6. § 5 Abs. 3 lautet:
„(3) Zur Begutachtung unter gesamtwirtschaftlichen Aspekten und der Bedingungen der Haftungs-

verträge von Ansuchen um Haftungsübernahmen im Sinne der §§ l und 2, die im Einzelfall 10 Millionen
Schilling übersteigen, wird ein erweiterter Beirat beim Bundesministerium für Finanzen errichtet. Mit-
glieder des erweiterten Beirates sind:

l Ein Vertreter des Bundesministeriums für Finanzen als Vorsitzender, je ein Vertreter des Bundes-
kanzleramtes, des Bundesministeriums für wirtschaftliche Angelegenheiten und des Bundesmini-
steriums für öffentliche Wirtschaft und Verkehr, des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales,
des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft sowie des Bundesministeriums für aus-
wärtige Angelegenheiten;

2. je ein Vertreter der Wirtschaftskammer Österreich, der Bundesarbeitskammer, der Präsidenten-
konferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs und des Österreichischen Gewerkschaftsbun-
des;

3. ein Vertreter der Oesterreichischen Nationalbank;
4. ein Vertreter der Oesterreichischen Kontrollbank Aktiengesellschaft ohne Stimmrecht."
7 (Verfassungsbestimmung) § 10 Abs. 3 lautet:
„(3) Die Wirksamkeit dieses Bundesgesetzes erlischt mit 31. Dezember 2000."

Klestil

Vranitzky

734. Bundesgesetz, mit dem das Fernmeldeinvestitionsgesetz geändert wird
(FMIG-Novelle 1995)

Der Nationalrat hat beschlossen:
Artikel I

Das Fernmeldeinvestitionsgesetz, BGBl. Nr. 312/1971, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 24/1995, wird wie folgt geändert:

l § J Abs. l lautet:
„(1) Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr wird ermächtigt, im Einvernehmen

mit dem Bundesminister für Finanzen
1. in den Jahren 1964 bis 1994 zur Erweiterung und Erneuerung des österreichischen Fernsprech-,

Datenvermittlungs-, Fernschreib- und Funknetzes sowie zur Beschaffung von Kraftfahrzeugen,
Meßgeräten und Werkzeugen, zur Durchführung allgemeiner Hochbauvorhaben für den Fern-
meldedienst, zur Errichtung kombinierter Post- und Fernmeldebauten und für sonstige Investitio-
nen nach Maßgabe des Fernmeldeanteils, ab dem Jahre 1988 zur Durchführung von Hochbauvor-
haben für den Post- und Postautodienst sowie ab dem Jahre 1991 für die übrigen Investitionen im
Post- und Postautodienst bei den hiefür in Frage kommenden Unternehmungen Bestellungen im
Höchstausmaß von 222 100 Millionen Schilling zu vergeben;

2. in den Jahren 1995 bis 1996 zur Durchführung der in Z l genannten Vorhaben bei den hiefür in
Frage kommenden Unternehmungen Bestellungen im Höchstausmaß von 36 000 Millionen
Schilling zu vergeben."
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2. § 2 Abs. J lautet:

„(1) Zur Begleichung der von den Unternehmungen vorgelegten Rechnungen sind jene Mehrein-
nahmen an Fernsprechgebühren zu verwenden, die

in den Jahren 1965 bis 1967 über den Betrag von l 680 Millionen Schilling,
in den Jahren 1968 bis 1971 über den Betrag von 2 000 Millionen Schilling,
im Jahre 1972 über den Betrag von 2 500 Millionen Schilling,
im Jahre 1973 über den Betrag von 2 700 Millionen Schilling,
im Jahre 1974 über den Betrag von 3 000 Millionen Schilling,
im Jahre 1975 über den Betrag von 3 300 Millionen Schilling
und in den Folgejahren über den Betrag hinaus anfallen, der in den Jahren 1976 und 1977 einem Satz von
47,5 vH, im Jahre 1978 einem Satz von 55 vH, im Jahre 1979 einem Satz von 63 vH, in den Jahren 1980
bis 1982 einem Satz von 66 vH, in den Jahren 1983 bis 1986 einem Satz von 60 vH, in den Jahren 1987
bis 1990 einem Satz von 66 vH, in den Jahren 1991 bis 1994 einem Satz von 68 vH, im Jahre 1995 einem
Satz von 66 vH und im Jahre 1996 einem Satz von 46 vH der jährlichen Gesamteinnahmen an Fern-
sprechgebühren entspricht. In Höhe dieser Mehreinnahmen - die in den Bundesvoranschlägen bei Kapi-
tel 78 getrennt zu veranschlagen sind - sind gleich hohe zweckgebundene Ausgabenansätze bei Kapi-
tel 78 vorzusehen."

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt mit l Jänner 1996 in Kraft.

Klestil

Vranitzky

735. Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über die Rechtsstellung von Einrichtungen
der KSZE in Österreich geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz über die Rechtsstellung von Einrichtungen der KSZE in Österreich, BGBl.
Nr. 511/1993, wird wie folgt geändert:

J Der Titel dieses Gesetzes lautet:

„Bundesgesetz über die Rechtsstellung von Einrichtungen der OSZE in Österreich"

2. § 1 Abs. J lautet:

„(1) Einrichtungen der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) mit Sitz
in Österreich haben in Österreich Rechtspersönlichkeit."

3. In § 2, § 3 Abs. l und 2, § 4, § 5 wird der Begriff „KSZE" durch den Begriff „OSZE" ersetzt.

4. §8 Abs. 2 lautet:

„(2) Der. Gesetzestitel, § l Abs. l, § 2, § 3 Abs. l und 2, § 4 und § 5 in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 735/1995 treten mit l Jänner 1995 rückwirkend in Kraft."

5. Der bisherige § 8 Abs. 2 erhält die Bezeichnung „(3)"

Klestil

Vranitzky


